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LANDESGERICHT FÜR STRAFSACHEN WIEN 

176 BI 2/13s 
(Bitte in allen Eingaben anführen) 

Landesgerichtsstraße 11 
1082 Wien 

Tel.: (01) 40 127 -1390 
Fax: 01) 40 127 -1222 

Das Landesgericht für Strafsachen Wien hat durch die Richterin Mag. Martina Hahn als 

Vorsitzende sowie die Richterin Mag. Claudia Zöllner und den Richter Mag.Dr. Stefan Apostol 

als weitere Senatsmitglieder in der (gemäß§ 190 Z 1 StPO eingestellten) Strafsache gegen 

Michael GILLARD, Claire NEWELL, Georg HOLZER, Dr. Hans Peter MARTIN, Johnathan 

CALVERT und weitere unbekannte Täter wegen §§ 120 Abs 2, 293 Abs 1 StGB über den 

Antrag -des Dr. Ernst--sTRASSER vom 02.01.2013 (und 05.12.2013) auf Fortführung-des -

Verfahrens 127 BAZ 1860/11w der Staatsanwaltschaft Wien gemäß § 195 Abs 1 StPO in 

nichtöffentlicher Sitzung den 

BESCHLUSS 
gefasst: 

1.) Der Antrag auf Fortführung des Verfahrens gegen Michael GILLARD, Claire NEWELL, 

Georg HOLZER, Dr. Hans Peter MARTIN, Johnathan CALVERT und weitere unbekannte 

Täter wegen§§ 120 Abs 2, 293 Abs 1 StGB wird abgewiesen. 

Gegen diese Entscheidung steht ein Rechtsmittel nicht zu(§ 196Abs 1 StPO). 

2.) Gemäß§ 196 Abs 2 StPO wird dem Antragsteller Dr. Ernst STRASSER die Zahlung 

eines Pauschalkostenbeitrages von € 90.-- aufgetragen. 

Begründung: 

Mit Sachverhaltsdarstellung vom 06.10.2012 (ON 2) ermächtigte Dr. Ernst STRASSER die 

Staatsanwaltschaft Wien zur strafrechtlichen Verfolgung der beiden Journalisten der 

englischen Zeitung „Sunday Times", Michael GILLARD und Claire NEWELL, wegen §§ 120 

Abs 2, 293 Abs 1 StGB. Diese seien im März 2010 unter Vorgabe für eine PR-Firma namens 

„Bergman Lynch" tätig zu sein, an ihn herangetreten und hätten vorgegeben, ihn für 

Konsulententätigkeiten gewinnen zu wollen. Nach ergebnislosen Erkundigungen über dieses 

Unternehmen habe sich beim Anzeiger der Verdacht ergeben, dass es sich um 
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176 BI 2/13s 

Geheimdienstmitarbeiter handle, weshalb er sich zur Aufklärung mit den von ihm 

Verdächtigten getroffen habe, und zwar am 11.11.2010 in einem Restaurant in Brüssel, am 

03.12.2010 im Bankenviertel der Londoner City, am 18., 19., oder 20.01.2011 im 

Frühstücksraum des Hotel Hilton in Straßburg sowie am 02.03.2011 im Hotel Conrad in 

Brüssel. Im Rahmen dieser Treffen seien von den Beschuldigten dann ohne Wissen und 

Zustimmung des Antragstellers Bild- und Tonaufnahmen gemacht und in der Folge in ein 

Video zusammengeschnitten worden, wobei das Sunday Times Video in 2 verschiedenen 

Formaten auf einem Datenträger als Beilage D./ der Sachverhaltsdarstellung beigelegt wurde. 

Dieses Video, welches nur Teile der original getätigten Aufnahmen beinhalte, sei dann Mitte 

März 2011 auf der Homepage der Sunday Times veröffentlicht und auch an andere Medien, 

so etwa den ORF, weitergeleitet worden. Die veröffentlichten Aufnahmen seien so ausgewählt 

und geschnitten -worden, um den -Antragstelfer zu -aenunzieren, insbesondere· als nicht 

bekannt gemacht worden sei, dass er im Straßburger Hilton klargestellt habe, nur unter 

Einhaltung der den Beschuldigten übergebenen Regeln für EU-Parlamentarier tätig zu 

werden. Ebenso im Video unerwähnt habe er beim Treffen im Hotel Conrad erklärt, das 

Ergebnis der Diskussionen im Vorfeld der Ausschusssitzung des EU-Parlaments nicht 

beeinflusst zu haben. Zusätzlich seien im veröffentlichten Video teilweise Bildaufnahmen des 

Gesprächs im Brüsseler Restaurant mit dem Ton des Treffens in London unterlegt worden. 

Bei alldem hätten die Beschuldigten „offenkundig damit gerechnet" und sich damit 

abgefunden, dass die von ihnen verfälschten Aufnahmen in einem Ermittlungsverfahren nach 

der StPO oder einem österreichischen gerichtlichen Verfahren herangezogen werden würden, 

was in der Folge ja auch tatsächlich geschehen sei. 

Des weiteren seien die Aufnahmen in der Folge von verschiedenen anderen Medien 

ebenfalls veröffentlicht worden (genauer: Beilagen E./ bis P./). 

In einer ebenfalls am 06.10.2011 bei der Staatsanwaltschaft Wien eingebrachten weiteren 

Sachverhaltsdarstellung (ON 3) wiederholte Dr. Ernst STRASSER seine Ausführungen zum 

Zustandekommen der Bild- und Tonaufnahmen, legte abermals einen Datenträger mit dem 

selben, von der Sunday Times veröffentlichten Video bei (Beilage C./) und ermächtigte die 

Staatsanwaltschaft zur zusätzlichen Verfolgung des Georg HOLZER als Content­

Verantwortlichen für die Website www.georgholzer.at, sowie des Dr. Hans-Peter MARTIN als 

Medieninhaber der Website www.hpmartin.net Ueweiliges Impressum der Seiten in den 

Beilagen A./ und B./). Diese hätten ebenso wie unbekannte Täter beim ORF, bei der news 

networld internetservice GmbH (www.profil.at), bei der Media Digital GmbH (www.oe24.at), bei 

der Telekurier Online Medien GmbH & Co KG (www.kurier.at), bei der medienhaus.com GmbH 

(www.vol.at; www.austria.com), bei der OÖ. Online GmbH & Co KG (www.nachrichten.at), 

beim Verein zur Demokratisierung der Information (www.scoop.at), bei Noobie Network 

(www.noobie.at), bei der New Media Online GmbH (www.tt.com) sowie unbekannte Nutzer bei 
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176 BI 2/13s 

YouTube (www.youtube.com) jeweils ohne sein Einverständnis die erwähnten Aufnahmen 

veröffentlicht. Als Beweise hierfür wurden der Sachverhaltsdarstellung Screenshots angefügt, 

welche das Video auf den jeweiligen Websites zeigen (Beilagen E./ bis Q./). 

Mit ergänzender Sachverhaltsdarstellung vom 22.12.2011 (O~ 6) monierte Dr. Ernst 

STRASSER die erneute Ausstrahlung von Ausschnitten des Videos 1m Rahmen der Sendung 

„Report" des ORF vom 20.12.2011 (Screenshot als Beilage R./) sowie die Veröffentlichung auf 

der Website http://Mhek.orf.at seit zumindest dem 21.12.2011 (Screenshot als Beilage S./; 

Impressum der Website als Beilage T./), zu welchen er ebenfalls nie sein Einverständnis 

gegeben habe und ermächtigte er deshalb die Staatsanwaltschaft zur Verfolgung unbekannter 

Täter beim ORF auch bezüglich dieser neuen Fakten. 

Am 07.02.2012 legte Dr. Ernst STRASSER ein Gutachten des Ing. Mag.jur. Helmut RABEL 

vor (ON 7, Beilage T./), in welchem dieser die ihm vom Antragsteller übermittelten digitalen 

Videoaufzeichnungen vor allem dahingehend analysiert (Videoanalyse in Beilage U./), ob im 

Video Manipulationen erkennbar sind. Der Fortführungswerber führte dazu aus, dass sich 

aufgrund der Analyse des Gutachters der Verdacht auf Manipulationen in dem veröffentlichten 

Video erhärte. 

In Folge einer erneuten Veröffentlichung des Videos in Zusammenhang mit zwei auf 

www.kurier.at erschienenen Artikeln (Beilagen U./ und V./; Screenshots der jeweils abrufbaren 

Videos: Beilagen W./ und X./) brachte der Antragsteller am 13.03.2012 eine weitere 

Ergänzung seiner Sachverhaltsdarstellung (ON 11) bei der Staatsanwaltschaft Wien ein, 

stellte klar, auch diesbezüglich nie seine Zustimmung erteilt zu haben und ermächtigte zur 

Verfolgung der unbekannten Täter bei der Telekurier Online Medien GmbH & CoKG auch zu 

diesen Fakten. 

Mit Eingabe vom 25.05.2012 (ON 13) legte der Fortführungswerber ein Schreiben des im 

Medienverfahren vor dem Landesgericht Linz zu AZ 24 Hv 50/11z als Sachverständiger für 

Audio, Video und Elektronik bestellten Dipl.lng.Dr.techn. Heinrich PICHLER vor, welches den 

. Verdacht auf Manipulationen in dem -veröffentlichten--Video erneut untermauere-. 

Am 13.06.2012 dehnte Dr. Ernst STRASSER die Verfolgungsermächtigung auch auf 

Jonathan CALVERT aus (ON 14), weil nämlich dieser und nicht - wie bis dahin von ihm 

angenommen - Michael GILLARD, derjenige Journalist gewesen sei, mit dem er die 

Gespräche geführt habe und von dem somit die Aufzeichnungen getätigt worden seien. 

Inwieweit Michael GILLARD dennoch in die Veröffentlichung bzw. Manipulation der 

Aufnahmen verwickelt sei, könne er aber nicht beurteilen. 

Die Staatsanwaltschaft Wien stellte am 21.09.2012 das Ermittlungsverfahren gegen 

Michael GILLARD, Claire NEWELL, Georg HOLZER, Dr. Hans-Peter MARTIN, Jonathan 

CALVERT und unbekannte Täter wegen §§ 120 Abs 2, 293 Abs 1 StGB gemäß§ 190 Z 1 
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StPO ein, wovon der Antragsteller jedoch aufgrund von Zustellungsschwierigkeiten vo. erst 

laut eigenen Angaben nur durch Medienberichte erfuhr und die schriftliche Verständi~ ung 

nach mehreren fehlgeschlagenen postalischen Versuchen erst am 07.12.2012 per Fax 

erfolgreich durchgeführt werden konnte (ON 23). 

Schon zuvor, nämlich am 26.11.2012, hatte Dr. Ernst STRASSER den Antrag auf 

Begründung der Einstellung des Ermittlungsverfahrens gestellt (ON 21, diesen wiederhol1 3 er 

nochmals am 11.12.2012 (ON 28)) und noch bevor diese ausgefertigt wurde brachte er am 

05.12.2012 - somit sogar noch vor Erhalt der schriftlichen Einstellungsverständigung, ilso 

jedenfalls rechtzeitig im Sinne des § 195 Abs 2 StPO - einen ersten Antrag auf Fortfüh1 ung 

des Verfahrens (ON 25) bei der Staatsanwaltschaft Wien ein, in welchem er angab, dass ihm 

Umfang und Gründe der Einstellung immer noch unbekannt seien. Jedenfalls aber lasse ;ich 
~ - - - -

bei Einsichtnahme in den Ermittlungsakt nicht einmal feststellen, ob überhaupt irgendwe ehe 

Ermittlungen seitens der Staatsanwaltschaft getätigt worden seien. Eine Einstellung des 

Verfahrens zum Vorwurf des Dr. Ernst STRASSER gern. §- 120 Abs 1 StGB wegen 

„überwiegenden öffentlichen Interesses" - diese Begründung wurde vom Antragsteller' 1ohl 

aus den sich im Akt befindlichen Kommentarstellen abgeleitet - sei jedenfalls rech :lieh 

verfehlt, da dem österreichischen Recht ein solcher Rechtfertigungsgrund nicht bekannt sei. 

Die Entscheidungen EvBI 1991/42 und 12 Os 143/75 seien beide nicht geeignet, das 

Vorliegen eines solchen Rechtfertigungsgrundes zu stützen und selbst wenn man ~ine 

Interessenabwägung zwischen Persönlichkeitsrechten des Dr. Ernst STRASSER und lern 

Informationsinteresse der Öffentlichkeit vornehmen würde, so sei eine Weiterleitun~ an 

diverse Medien und eine Veröffentlichung von manipulierten Sequenzen auf Youl ube 

keinesfalls mehr im überwiegenden öffentlichen Interesse gelegen. 

Während die Einstellung des Verfahrens bzgl. § 120 Abs 2 StGB als Konsequenz di ~ser 

Argumentation laut Antragsteller eine Verletzung des Gesetzes bzw. dessen unrict tige 

Anwendung darstelle, so sei die Einstellung wegen der Anschuldigungen nach § 293 Al 1s 1 
- - - ---

StGB dann „vollends unverständlich". Dies insbesondere als dem Sachverständiger im 

Verfahren zu AZ 24 Hv 50/11 z vor dem Landesgericht Linz Originalmaterial der Sunday Ti nes 

vorgelegen habe und auch in diesem mit hoher Wahrscheinlichkeit vorliege nde 

Manipulationen festgestellt worden seien, dies also nicht nur bei dem auf Youl ube 

veröffentlichten Video der Fall sei. Es bestünden somit gemäß § 195 Abs 1 Z 2 E tPO 

erhebliche Bedenken gegen die Richtigkeit der Tatsachen, die der Entscheidung über die 

Einstellung zu Grunde gelegt wurden und hätte jedenfalls die Fertigstellung des Gutach ens 

im Verfahren zu 24 Hv 50/11 z vor dem LG Linz abgewartet werden müssen. 

In der am 18.12.2012 dem Antragsteller per Fax übermittelten Einstellungsbegründung :oN 

26) führte die Staatsanwaltschaft zusammengefasst aus, dass bei sämtlic hen 
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aufgezeichneten Gesprächen zwischen dem Fortführungswerber und den beschuldigten 

Journalisten andere Personen (wie etwa Kellner oder Tischnachbarn) ohne weiteres hätten 

mithören können. Da es sich somit durchwegs um öffentliche Äußerungen gehandelt habe, 

würden sie als solche nicht in den Anwendungsbereich des § 120 Abs 2 StGB fallen. Und 

selbst im gegenteiligen Fall würde - so die Staatsanwaltschaft - bei einer Interessenabwägung 

jedenfalls das Interesse der Allgemeinheit, insbesondere im Hinblick auf die „gesellschaftliche 

und öffentliche Aufgabe des Journalismus, Fehlverhalten und Missstände wie Korruption 

aufzudecken", gegenüber dem Geheimhaltungsinteresse des Dr. STRASSER überwiegen. 

Zwar von der Lehre abgelehnt, gäbe es nämlich sehr wohl weiter zurückliegende, auf einen 

Rechtfertigungsgrund des überwiegenden Interesses hinweisende Entscheidungen. In deren 

Sachverhaltskonstellationen seien allerdings jeweils eigene Interessen des Täters verfolgt 

· woroen,·weshalb sie auch nicht direkt zur [ösung des vorliegenden Falles beitragen könnten,- -

sodass der §-120 Abs 2 StGB verfassungskonform auszulegen sei. Art 10 MRK schütze in 

diesem Zusammenhang das Recht der Medien über Angelegenheiten des öffentlichen 

Interesses zu informieren und sei das Grundrecht auf Achtung des Privatlebens (Art 8 MRK) 

im vorliegenden Fall nicht ausschlaggebend, weil sich die „geschützte Privatheit eines 

Menschen" immer mehr verflüchtige, je. stärker,der Öffentlichkeitsbezug eine,r Handlung sei. 

Ohnehin sei bei politischen Aussagen oder bei einer Diskussion über Fragen von politischem 

Interesse von eng auszulegenden Einschränkungen des Art 10 MRK (hier durch § 120 StGB) 

auszugehen. Insgesamt führten die Überlegungen der Staatsanwaltschaft Wien in der 

Einstellungsbegründung zu keiner Strafbarkeit des Verhaltens der beschuldigten Journalisten 

nach § 120 Abs 2 StGB. Diese Erwägungen seien aber auch für Georg HOLZER, Dr. Hans­

Peter MARTIN· sowie alle anderen angezeigten, namentlich nicht bekannten 

Medienverantwortlichen heranzuziehen, wobei bei diesen· Personen auch der Vorsatz nicht 

nachweisbar sei, hätten diese doch nur über die Recherchen der Journalisten unter 

Verwendung von deren bereits veröffentlichten Bild- und Tonmaterial berichtet. 

S-eZüglich der Vorviürfe nach-§-293 Abs 1 StGB bezweifelte-die Staatsanwaltschaft den 

Vorsatz des Michael GILLARD, der Claire NEWELL und des Jonathan CALVERT, dass genau 

die vorliegenden Aufnahmen in einem Straf- bzw Ermittlungsverfahren verwendet werden 

würden. Vor allem aber liege kein verfälschtes Beweismittel vor, als es sich ja sogar nach den 

Behauptungen des Antragstellers nicht um inhaltlich unrichtige, sondern lediglich um 

geschnittene Aufnahmen handle. Ohnehin käme es bei der Beurteilung der Aufnahmen 

angesichts der schlechten Bildqualität wohl eher nur auf den Inhalt der Tonaufnahmen an, 

deren inhaltliche Richtigkeit vom Fortführungswerber nicht in Abrede gestellt wird. 

Dr. Ernst STRASSER führte in der Folge am 02.01.2013 im Rahmen seines (zweiten) 

Fortführungsantrags (ON 30) aus, es habe sich bei den Gesprächen keinesfalls um öffentliche 
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Äußerungen gehandelt, da sie stets nur an die Journalisten gerichtet waren. Außerdem hätte 

die Staatsanwaltschaft zu berücksichtigen, dass die Unterhaltungen nicht nur an öffentlichen 

Orten, sondern auch im angeblichen Londoner Büro des vorgeschobenen Unternehmens 

„Bergman Lynch" aufgenommen worden seien und sich Tonsequenzen daraus im 

veröffentlichten Material befinden. Auch führe, anders als von der Staatsanwaltschaft 

dargestellt, eine verfassungskonforme Interpretation des§ 120 Abs 2 StGB ebenfalls nicht zu 

einer Zulässigkeit der Veröffentlichungen, da es sich bei den Tonaufnahmen der Journalisten 

nicht um deren Meinungsäußerungen handle. Außerdem hätte das Informationsinteresse der 

Öffentlichkeit durch bloße Berichterstattung über den Inhalt der Äußerungen - ohne 

Veröffentlichung der Tonaufnahmen - befriedigt werden können. 

Die Ausführungen der Staatsanwaltschaft zum mangelnden Vorsatz der für die 

Veröffentlichung. des Videos Verantwortlichen seien überdies nicht nachvollziehbar und rein 

spekulativ, insbesondere als die Betroffenen noch nicht einmal befragt worden seien. Die 

Einstellung beruhe somit auf unrichtiger Gesetzesanwendung sowie Tatsachen, gegen deren 

Richtigkeit erhebliche Bedenken bestünden (§ 195 Abs 1 StPO) und habe die 

Staatsanwaltschaft ihre Pflichten im Ermittlungsverfahren gröblich verletzt. 

Der Fortführungsantrag ist nicht berechtigt. 

Gemäß § 195 Abs 1 StPO hat das Gericht, solange die Strafbarkeit der Tat nicht verjährt 

ist, auf Antrag des Opfers die Fortführung eines nach den §§ 190 bis 192 StPO beendeten 

Ermittlungsverfahrens durch die Staatsanwaltschaft anzuordnen, wenn 

1. das Gesetz verletzt oder unrichtig angewendet wurde, 

2. erhebliche Bedenken gegen die Richtigkeit der Tatsachen bestehen, die der 

Entscheidung über die Beendigung zu Grunde gelegt wurden, oder 

3. neue Tatsachen oder Beweismittel beigebracht werden, die für sich allein oder 

im Zusammenhalt mit übrigen Verfahrensergebnissen geeignet erscheinen, 

den Sachverhalt soweit zu klären, dass nach dem 11. oder 12. Hauptstück 

vorgegangen werden kann. 

Gemäß § 195 Abs 2, 3.Satz, StPO hat der Antrag oder die Äußerung (§ 196 Abs 1 StPO) 

die Gründe einzeln und bestimmt zu bezeichnen, aus denen die Verletzung oder unrichtige 

Anwendung des Gesetzes oder die erheblichen Bedenken abzuleiten sind. Werden neue 

Tatsachen oder Beweismittel vorgebracht, so gilt § 55 Abs 1 StPO sinngemäß. 

Den inhaltlichen Begründungserfordernissen entspricht eine Antragsbindung des Gerichts 

(EBRV 113 BlgNR 24. GP 37), das nicht befugt ist, vom Fortführungswerber nicht 

(gesetzmäßig) geltend gemachte Argumente gegen die Einstellung, die sich etwa aus dem Akt 

ergeben, zu berücksichtigen, noch die Wirkung des stattgebenden Beschlusses amtswegig 

auf Taten oder Beschuldigte zu erstrecken, hinsichtlich derer eine Fortführung des Verfahrens 
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gar nicht beantragt wurde ( Nordmeyer, WK-StPO § 196 RZ 13; 12 Os 29/1 Ox). 

Vorweg zu schicken ist, dass nach dem Anklagegrundsatz(§ 4 Abs 1 StPO) - abgesehen 

von den Fällen der Privat- und der Subsidiaranklage -, die Entsc~eidung darüber, ob die 

Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens eine Anklageerhebung (§ 210 Abs 1 StPO) bzw. ein 

diversionelles Vorgehen (§§ 198 ff StPO) indizieren, oder umgekehrt die Verfahrenseinstellung 

nahe legen, ausschließlich der Staatsanwaltschaft obliegt (Nordmeyer, WK-StPO, § 196 

Rz 15). Dabei besteht kein tatsächlicher Grund zur weiteren Verfolgung, wenn auf Basis der 

(nicht mehr erweiterbaren) Beweisergebnisse des Ermittlungsverfahrens eine Verurteilung 

nicht wahrscheinlicher ist als ein Freispruch und auch kein diversionelles Vorgehen in Frage 

kommt. Liegt ein Schuldspruch wegen unklarer Beweislage nicht nahe, ist daher einzustellen 

(Nordmeyer, WK-StPO, § 190 Rz 14). 

Die Gesetzesmaterialien bringen klar zum Ausdruck, dass - ungeachtet der vor dem 

Hintergrund des rechtsstaatlichen und gewaltenteilenden Prinzips grundsätzlich bejahten 

Notwendigkeit einer Überprüfung (EBRV 25 BlgNR 22.GP 234f) - staatsanwaltschaftliche 

Einstellungsentscheidungen lediglich einer Art Missbrauchskontrolle unterworfen werden 

sollen, wobei die Opferinteressen in der ebenfalls schützenswerten Position des 

Beschuldigten ihre Grenzen finden (vgl. dazu 12 Os 29/1 Ox). Insbesondere gegen die 

Beurteilung der Verfahrensergebnisse in tatsächlicher Hinsicht sollte ursprünglich nur dann 

gerichtlicher Rechtsschutz offen stehen, wenn die Staatsanwaltschaft den Rahmen 

pflichgemäßen Ermessens überschreiten und damit gegen eine gesetzliche Vorschrift 

verstoßen würde (EBRV 25 BlgNR 22.GP 230). Seit dem Inkrafttreten des BudgetbegleitG 

2009 (BGBI 1 2009/52) unterscheidet das Gesetz (§ 195 Abs 1 StPO) nunmehr deutlich 

zwischen gesetzesverletzendem Ermessensmissbrauch (Z 1) und ebenfalls gerichtlicher 

Kontrolle unterliegendem, erheblich bedenklichem Ermessensmissbrauch (Z 2) (Nordmeyer, 

WK-StPO, § 196 Rz 16). 

--Gesetzesverletzender ErmesseRSmissbrauch ist nach der -Rsp dann anzunehmen, wenn --­

die Entscheidung willkürlich getroffen wurde, maW eine Begründung überhaupt fehlt oder 

diese mit einem Mangel behaftet ist, der einem Nichtigkeitsgrund iSd Z 5 des§ 281 Abs 1 

StPO gleichkommt (Nordmeyer, WK-StPO, § 196 Rz 17). 

Neben diesem Fall, insbesondere fehlender, unvollständiger oder gegen Denkgesetze 

verstoßender Gründe, kann der Fortführungsantrag auch eine nach objektiven Kriterien und 

der allgemeinen Lebenserfahrung unvertretbare, maW schlechterdings unerträgliche (iSd 

gleichen Maßstabs von § 362 Abs 1 und Z 5a des§ 281 Abs 1 StPO - näher dazu: Ratz, WK­

StPO, § 281 Rz 488 ff) Lösung der Beweisfrage mit Erfolg geltend machen. Bei der Prüfung 

ist ein objektiver Maßstab anzulegen, dh das Gericht hat bei der Lösung der Beweisfrage 

nicht das eigene (subjektive) Ermessen anstelle jenes der Staatsanwaltschaft zu setzen. Die 
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Grenze der freien Beweiswürdigung wird vielmehr erst dann überschritten, wenn ein objek iver 

Beobachter auf Grund aktenkundiger Beweisergebnisse die Beurteilung der 

Staatsanwaltschaft, die zur Einstellung geführt hat, vernünftigerweise zu teilen nicht imst~ nde 

wäre (Mayerhofer, WK-StPO, § 213 (2002) Rz 5, 6; Ratz, WK-StPO, § 281 Rz 470), wenn 3lso 

intersubjektiv, gemessen an Erfahrungs- und Vernunftsätzen erhebliche Zweifel an der 

Richtigkeit der von der Staatsanwaltschaft vorgenommenen Beweiswürdigung vorliE gen 

(Nordmeyer, WK-'StPO, § 196 Rz 18, RIS-Justiz RS0126211). 

Daraus folgt, dass eine Kontrolle der (Ermessens-) Entscheidung der Staatsanwaltschaft 

anhand der von ihr dargelegten Erwägungen (allein oder in Zusammenschau mit lern 

Ermittlungsakt) vorzunehmen ist. Der Einwand einer nach Ansicht des Antragste lers 

„unvollständigen" oder „unzureichenden" Berücksichtigung ohnehJn . eröJ11 irter 

Verfahrensergebnisse (gemeint iS aus diesen nicht nach den Erwartungen des O~ fers 

gezogener Schlüsse) stellt - unterhalb der dargelegten Erheblichkeitsschwelle ke nen 

tauglichen Fortsetzungsgrund dar, zielt er doch lediglich auf eine vom Gericht auto 1om 

vorzunehmende Ermessensentscheidung nach subjektiv gewonnener Überzeugung (wie aus 

Anlass einer Schuldberufung) ab, die mit dem Wesen einer Missbrauchskontrolle ge. ade 

nicht zu vereinbaren ist (Nordmeyer, WK-StPO § 196 RZ 19). 

Eine berechtigte qualifizierte Kritik an der Beweiswürdigung der Staatsanwaltschaft ~ etzt 

daher voraus, dass der Einstellungsentscheidung eine unerträgliche Fehlentscheidung be der 

Beweiswürdigung zugrunde liegt (OGH 12 Os 29/1 Ox), was gegenständlich nicht der Fall i: t. 

Die Staatsanwaltschaft Wien wiederholt in ihrer ablehnenden Stellungnahme rom 

04.01.2013 gemäß § 195 Abs 3 StPO (ON 31), auf welche zur Vermeidung von 

Wiederholungen Bezug genommen wird, im Großen und Ganzen ihre schon bei der 

Einstellungsbegründung getroffenen Beurteilungen. Zutreffend erörtert sie insbesondere, < ass 

nach § 120 Abs 2 StGB nur strafbar ist, wer ohne Einverständnis des Sprechenden ~ine 

Ton(band)aufnahme einer nicht öffentlichen Äußerung eines anderen einem Dritten, für den 

sie nicht bestimmt ist, zugänglich macht, oder eine solche Äußerung veröffentlicht. Wenr der 

Fortführungswerber in seinem Fortführungsantrag ins Treffen führt, dass es nämlich auf ~ine 

zufällige Wahrnehmbarkeit einer Äußerung für Dritte nicht ankomme, sondern es a lein 

wesentlich sei, ob sie sich an einen beschränkten Adressatenkreis richte, so übersiet t er 

dabei jedoch, dass auch private, für andere aber wahrnehmbare Kommunikationen (z.B. laut 

gesprochene Worte in Transportmitteln wie etwa in Straßenbahnen, auf Straßen und Plät ~en, 

aber auch in Gaststätten und allgemein zugänglichen Gebäuden und Räumen) als öffer :lieh 

gelten (Lewisch in WK § 120 Rz 3; Thiele in SbgKomm § 120 Rz 39). Die - wenn < uch 

heimliche - Aufzeichnung und Weitergabe derartiger (öffentlicher) Äußerungen bewirkt ke nen 

Einbruch in die Intimsphäre einer Person und genießt somit keinen besond1 iren 
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strafrechtlichen Schutz (Thiele aaO Rz 38). Im vorliegenden Fall wurden sämtliche Gespräche 

des Dr. Ernst STRASSER mit den Journalisten an öffentlichen Orten aufgezeichnet und lässt 

sich in dem veröffentlichten Video jedenfalls klar erkennen, dass es sich um eine recht laute 

Unterhaltung in einem Umfeld handelte, in welcher die Äußerungen durchaus für andere 

Personen (so etwa Tischnachbarn und insbesondere Kellner) wahrnehmbar gewesen sind. 

Dem erstmals im zweiten Fortführungsantrag vom 02.01.2013 und dann wiederholt in der 

Äußerung zur Stellungnahme der Staatsanwaltschaft vorgebrachten Argument, eines der 

aufgezeichneten Gespräche, von dem Tonsequenzen zum Teil Gegenstand der inkriminierten 

Veröffentlichungen gewesen sein sollen, habe in einem angeblichen Büro von „Bergman 

Lynch" stattgefunden, wo es für niemand anderen wahrnehmbar gewesen sei, ist 

entgegenzuhalten, dass dies so zuvor in den doch zahlreichen Eingaben des Dr. STRASSER 

-nTeerwähnt worden war. Stattdessen -war stets von einem Gespräch im - "Londoner -

Bank~nlQiertel" die RedEf nNelches in einer Auflistung von ansonsten konkret bezeichneten 
• 1 , • • • • ~. • ~ ,, ' • ~· 

Treffpunkten, nämlich eine'm Restaurant, einem Frühstücksraum und einem Hotel, also 

durchwegs öffentlichen Räumen genannt wurde, was auf ein Treffen an einem öffentlichen 

Platz, in einer Straße, allenfalls einem Lokal o.ä. in ebendiesem Viertel schließen lässt. Dies 

umso mehr als es äußerst unüblich erscheint, eine Unterhaltung in einem konkreten Büro als 

eine Unterhaltung in einem Stadtviertel zu bezeichnen. Somit bestehen keine gravierenden 

Bedenken gegen die von der Staatsanwaltschaft vorgenommene Beurteilung, wonach 

sämtliche Gespräche zwischen dem Antragsteller und den Journalisten an öffentlichen Orten 

stattgefunden haben. 

Sofern tatsächlich - wie vom Antragsteller behauptet - Tonsequenzen von anderen nicht 

öffentlichen Treffen in die gegenständliche Aufnahme eingefügt wurden, so wäre es 

angesichts des dem Privatbeteiligten im (rund einem Jahr anhängigen) Ermittlungsverfahren 

zukommenden Beweisantragsrechts iSd § 55 StPO und seiner bereits in diesem Zeitraum 

bestehenden Gelegenheit, dl~ lm FQ_rtführungsantr~~rstrn~1~-~l'Wähnte genaue Qrtlichkeit _ 

des Gesprächs in das (nunmehr eingestellte) Ermittlungsverfahren einzubringen, mit dem 

allgemeinen Beschleunigungsgebot und dem Recht auf ein faires Verfahren(§ 9 Abs 1 StPO, 

Art 6 Abs 1 EMRK) nicht vereinbar, dass der Privatbeteiligte seinen Fortführungsantrag auf 

solche Tatsachen oder Beweismittel stützt, die er bereits seit Einbringung seiner ersten 

Sachverhaltsdarstellung geltend machen hätte können und müssten die Beschuldigten immer 

wieder mit einem auf neue belastende Umstände gestützten Ermittlungsverfahren rechnen, 

obwohl diese bereits Gegenstand des Ermittlungsverfahrens hätten sein können/müssen (vgl. 

dazu Nordmeyer, WK-StPO, § 195 RZ 20). Das Außerachtlassen dieses Vorbringens von Dr. 

STRASSER durch die Staatsanwaltschaft im Rahmen ihrer Stellungnahme stellt somit keine 

Verletzung oder unrichtige Anwendung des Gesetzes dar. 
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Zur weiteren Argumentation des Fortführungswerbers, dass nämlich die öffentliche 

Wahrnehmbarkeit eines Geschehens die darin enthaltenen Informationen nicht vom 

Vertraulichkeitsschutz ausschließe, bleibt auszuführen, dass sich die zitierte Urteilsstelle (aus 

13 Os 130/10g; 13 Os 136/10i) auf die durch Art 10 MRK geschützte Vertraulichkeit 

journalistischer Quellen als Grundbedingung der Pressefreiheit bezieht und somit für den 

vorliegenden Fall nicht passend herangezogen werden kann. 

Da somit zusammenfassend die aufgenommenen und veröffentlichen Äußerungen Dr. 

Ernst STRASSERs durchwegs als öffentliche Äußerungen zu qualifizieren sind, wurde weder 

von den Journalisten Michael GILLARD, Claire NEWELL und Jonathan CALVERT noch von 

den anderen Beschuldigten der Tatbestand des § 120 Abs 2 StGB erfüllt und wurde das 

Ermittl.Yl'Jg.$vertabren diesbezüglich zu Recht gemäß § 190 Z 1 StP_Q_~ngestellt, §Odass auf 

die weitere Argumentation des Fortführungswerbers betreffend der hilfsweisen von der 

Staatsanwaltschaft Wien herangezogenen Erwägungen nicht einzugehen ist. 

Im Hinblick auf die Einstellung des Verfahrens bezüglich der Vorwürfe nach § 293 Abs 1 

StGB verweisen sowohl die Staatsanwaltschaft Wien in ihrer Stellungnahme als auch der 

Antragsteller darauf, dass es bei der Beurteilung der Frage, ob ein Beweismittel unecht oder 

inhaltlich unrichtig ist, darauf ankommt, ob es bei seinem Gebrauch geeignet ist, die daraus 

zu ziehenden Schlussfolgerungen in eine falsche Richtung zu lenken bzw. ein Gericht oder 

eine Behörde von der Wahrheit oder Unwahrheit einer Tatsachenbehauptung zu überzeugen. 

Im vorliegenden Fall fällt bei der Begutachtung des veröffentlichten Videos auf, dass mehrfach 

zwischen Aussagen des Dr. Ernst STRASSER Textelemente auf schwarzem Hintergrund 

eingeblendet werden und die Fragen der Journalisten bzw Themen der Unterhaltung so nur 

grob zusammengefasst wiedergegeben werden. Da somit für jeden Betrachter eindeutig 

ersichtlich ist, dass es sich um geschnittenes Material handelt, verstärken diese Schnitte wohl 

eher nicht die Beweiskraft des Videos, sondern ist dadurch schon von vornherein deutlich, 

dass nicht das komplette Gespräch dargestellt wird und somit Teile fehlen könnten. 

überdies ist der von der Staatsanwaltschaft vertretenen Auffassung zu folgen, dass ein 

Vorsatz der Sunday Times-Journalisten, dass gerade diese geschnittenen Aufnahmen (und 

nicht etwa die Originale) in einem Straf- bzw. Ermittlungsverfahren verwendet werden, fraglich 

erscheint. Gemäß § 293 Abs 1 StGB muss nämlich schon im Zeitpunkt der Herstellung des 

falschen Beweismittels zumindest Eventualvorsatz vorliegen, dass das Beweismittel vom 

Fälscher selbst oder von einem Dritten in einem gerichtlichen oder verwaltungsbehördlichen 

Verfahren oder in einem Ermittlungsverfahren nach der StPO gebraucht werde (Plöchl/Seidl in 

WK, § 293 Rz 30). Schon allein die Tatsache, dass im Strafverfahren gegen Dr. Ernst 

STRASSER vor dem Landesgericht für Strafsachen in Wien die originalen Aufnahmen der hier 
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fraglichen Gespräche der Journalisten in der Hauptverhandlung vorlagen und gesichtet 

wurden, diese also entgegen den Ausführungen des Fortführungswerbers sehr wohl von den 

Journalisten zur Verfügung gestellt worden waren, zeigt aber, dass ein Vorsatz von Claire 

NEWELL und Michael GILLARD (bzw. Jonathan CALVERT}, dass genau dieses geschnittene 

Material in einem Ermittlungs- oder Strafverfahren gebraucht werde, eben nicht vorgelegen 

hat. 

Es ist dem Vorbringen des Fortführungswerbers somit insgesamt ein Erfolg zu versagen, 

zumal übersehen wird, dass das Verfahren nach §§ 195f StPO lediglich einer Art 

Missbrauchskontrolle unt~r\Vorfen wird und es letztlich nach der grundlegenden Konzeption 

der St~t~f~~r StaatsanJ~lf~~haft obliegt zu beurteilen, ob das ~i~~~bnis der Stoff§'aHlmlung 

eine Ankl~ge_~rh~Q_ung rechtfertigt, maW eine _Verurte!llJ_ng 11ahe legt_{§ ?10 Abs 1 StPO), 

widrigenfalls sie das Verfahren einzustellen hat (vgl. Nf?rdmeyer, WK2-StPO, Vor§§ 190, 193-

197 Rz 1). 

Die Einstellung des Ermittlungsverfahrens erfolgte daher zu Recht, sodass spruchgemäß 

zu entscheiden war. 

Die Kostenentscheidung (Punkt 2.) des Spruches gründet sich-auf§ 196 Abs 2 StPO.· 

Da sich aus dem Akt keinerlei Anhaltspunkte für die Annahme ergeben, dass der 

Kostenbeitrag von € 90,-- wegen Mittellosigkeit des Antragstellers (auch nicht bloß zum Teil) 

hereingebracht werden könnte, war dem Antragsteller die Leistung eines Kostenbeitrages von 

€ 90,-- aufzutragen. 

Landesgericht für Strafsachen Wien 
1082 Wien, Landesgerichtsstraße 11 

Wien, am 21.03.2013 

- Mag. Martina HAHN 

Richterin 

elektronisch Ausfertigung 

RECHTSMITTELBELEHRUNG 

Gegen Punkt 1.) dieser Entscheidung steht ein Rechtsmittel nicht zu ( § 196 Abs 1 StPO). 

Gegen Punkt 2.) des Spruches (Kostenersatzpflicht) können Sie das Rechtsmittel der 

Beschwerde erheben. Diese muss binnen 14 Tagen nach Zustellung bzw. Bekanntmachung 

des Beschlusses bei diesem Gericht schriftlich oder elektronisch eingebracht werden, wobei 

anzuführen ist, gegen welchen Beschluss Sie das Rechtsmittel erheben und worin die 
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Verletzung des Rechtes bestehen soll (§ 88 Abs 1 StPO). 

Wenn Sie rechtzeitig Beschwerde erheben, tritt der angefochtene Punkt 2.) des Beschuss 

vorläufig nicht in Wirksamkeit. 

Für den Fall. dass der Kostenbeschluss unangefochten bleibt. haben Sie den Be rag 

von € 90.-- binnen 14 Tagen auf das Konto. Kontonummer 5460449. P.S.K. BLZ 6C !10.0.. 
IBAN AT 236 0000 0000 5460 449 als Kostenbeitrag einzuzahlen. 

Als Verwendungszweck ist am Erlagschein der Begriff: Kostenbeitrag € 90.-- sc ~ 

die Aktenzahl anzuführen. 
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